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KURZE BEGRÜNDUNG 

Der Vorschlag der Kommission vom 30. Mai 2017 zur Errichtung eines Europäischen 

Solidaritätskorps ist zu begrüßen. Die Europäische Union ist auf Solidarität gebaut: Solidarität 

zwischen ihren Bürgerinnen und Bürgern, Solidarität über Grenzen hinweg zwischen ihren 

Mitgliedstaaten und Solidarität bei ihren Maßnahmen inner- und außerhalb der Union. 

Solidarität ist ein gemeinsamer Wert, der in der Europäischen Union tief empfunden wird. Sie 

ist Teil der Grundfesten, dank derer der europäische Traum stets neue Generationen 

begeistert, und schafft gemeinsame Werte in der gesamten Union. 

 

Mit dem vorliegenden Vorschlag für ein Europäisches Solidaritätskorps wird eigens eine 

Rechtsgrundlage für eine Initiative geschaffen, die jungen Menschen in der EU die 

Möglichkeit bietet, entsprechend ihren Bestrebungen aktiv für eine bessere Union einzutreten, 

somit das europäische Projekt voranzutreiben und gleichzeitig ihre eigenen Fähigkeiten 

auszubauen.  

 

Der Verfasser ist jedoch der festen Überzeugung, dass das Korps über seine eigenen Mittel 

verfügen sollte. Für den Zeitraum 2018–2020 schlägt die Kommission vor, dass das 

Europäische Solidaritätskorps zu drei Vierteln durch die Umschichtung von Mitteln aus 

laufenden Programmen innerhalb ihrer bestehenden Mittelzuweisungen finanziert werden 

sollte: 197,7 Mio. EUR sollen aus dem Programm Erasmus+ und 10 Mio. EUR aus dem 

Programm für Beschäftigung und soziale Innovation (EaSI) sowie 47,3 Mio. EUR aus 

Programmen anderer Rubriken (darunter 35 Mio. EUR aus dem Europäischen Sozialfonds 

(ESF), 6 Mio. EUR aus dem Katastrophenschutzverfahren, 4,5 Mio. EUR aus dem Programm 

LIFE und 1,8 Mio. EUR aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 

ländlichen Raums (ELER)) abgezweigt werden. Neue Mittel würden nur ein Viertel der 

Gesamtmittelausstattung des Europäischen Solidaritätskorps ausmachen.  

 

Der Verfasser lehnt diese Finanzierungsstruktur entschieden ab, mit der das Europäische 

Solidaritätskorps großenteils zulasten von wesentlichen Maßnahmen anderer wichtiger EU-

Programme finanziert wird, die eigene relevante Aufgaben, Ziele und eine darauf 

abgestimmte Finanzausstattung (wie im Haushaltsplan ab dem Beginn des derzeitigen MFR 

vorgesehen) umfassen. Was im Rahmen einer ersten Pilotphase des Europäischen 

Solidaritätskorps akzeptabel gewesen wäre, um die Aufnahme und die rasche Entwicklung 

der Tätigkeiten zu ermöglichen, kann weder eine mittel- noch eine langfristige Lösung für die 

Finanzierung eines wichtigen Programms darstellen, dem nicht nur eine eigene 

Rechtsgrundlage, sondern auch eine ehrgeizige Ausstattung mit neuen Mitteln gebührt.  

 

Die neuen politischen Prioritäten im Rahmen des derzeitigen MFR erfordern neue Mittel 

durch die Inanspruchnahme der Flexibilitätsbestimmungen der MFR-Verordnung sowie der 

entsprechenden besonderen Instrumente, nachdem alle zur Verfügung stehenden Spielräume 

ausgeschöpft wurden. Wenn es sich bei dem Europäischen Solidaritätskorps tatsächlich um 

eine neue vorrangige Initiative handelt, wie es in der Gemeinsamen Erklärung über die 

Gesetzgebungsprioritäten der EU für 2017 heißt, ist es nur folgerichtig, dass sie neue Mittel 

erhält, damit die Ziele der Initiative erreicht werden können, ohne dass laufende von der EU 

finanzierte Programme und Projekte beeinträchtigt werden.  
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Die im Rahmen des derzeitigen MFR vorgesehenen und im Rahmen der Halbzeitüberprüfung 

ausgeweiteten Flexibilitätsmechanismen, wie das Flexibilitätsinstrument und der 

Gesamtspielraum für Mittel für Verpflichtungen, sollten zur Finanzierung des Europäischen 

Solidaritätskorps für den Zeitraum 2018–2020 genutzt werden. Eine Umschichtung ist nur 

akzeptabel, wenn bereits bei Beginn des Programms eine Mittelübertragung vorgesehen ist, 

etwa im Falle der Finanzierung der EU-internen Aktivitäten des Europäischen 

Freiwilligendienstes im Rahmen von Erasmus+. Der Verfasser möchte erreichen, dass die 

Beiträge des EaSI, des ESF, des Zivilschutzes und der Programme LIFE und EARD zum 

Europäischen Solidaritätskorps gestrichen und gemäß der ursprünglichen Finanzplanung 

wieder den Haushaltslinien zugewiesen werden, von denen sie abgezweigt wurden, und damit 

ein eindeutiges Signal für die Finanzierung dieser Initiative gesendet wird.  

 

 

Das Programm für Umwelt- und Klimapolitik (LIFE), mit dem Herausforderungen in den 

Bereichen Umwelt und Klima angegangen werden, hat zu erheblichen Verbesserungen des 

Umweltzustands in der EU geführt. Wenn der Klimawandel weiterhin bekämpft werden soll 

und die Verpflichtungen des im Rahmen der COP21 geschlossenen Übereinkommens von 

Paris erfüllt werden sollen, sollten die für LIFE bereitgestellten Mittel nicht für andere 

Zwecke verwendet werden.  

 

Im Rahmen der europäische Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) tragen der ELER 

und der ESF zur Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts in 

der Union bei. Mit den ESI-Fonds sollen die Unterschiede im Entwicklungsstand der 

verschiedenen Regionen verringert werden. Das Europäische Solidaritätskorps sollte nicht 

durch eine Umschichtung von Mitteln aus der Kohäsionspolitik finanziert werden. 

 

Im Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens koordinieren die Union und die 

Mitgliedstaaten ihre Systeme zur Prävention sowie zur Vorbereitung und Reaktion auf 

Naturkatastrophen und von Menschen verursachte Katastrophen. Da die Häufigkeit, das 

Ausmaß und die Komplexität der Naturkatastrophen und vom Menschen verursachten 

Katastrophen in den letzten Jahren spürbar zugenommen haben, unter anderem aufgrund des 

Klimawandels, wird ein gemeinsames und integriertes Konzept für das 

Katastrophenmanagement immer wichtiger. Deshalb ist es inakzeptabel, die Mittel für den 

Katastrophenschutz auf das Europäische Solidaritätskorps zu übertragen. 

 

Ferner wird vorgeschlagen, die Bestimmungen zur Überwachung und Bewertung des 

Europäischen Solidaritätskorps zu stärken. 

 

Schließlich wird der Kommission dringend nahegelegt, gemäß ihrer Zusage einen eindeutigen 

und ehrgeizigen Vorschlag für die Umsetzung und Finanzierung des Europäischen 

Solidaritätskorps ab 2021 auszuarbeiten.  
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Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 18 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Mit dieser Verordnung wird für den 

Zeitraum 2018 bis 2020 eine 

Finanzausstattung festgesetzt, die für das 

Europäische Parlament und den Rat im 

Rahmen des jährlichen 

Haushaltsverfahrens den vorrangigen 

Bezugsrahmen im Sinne der Nummer 17 

der Interinstitutionellen Vereinbarung 

zwischen dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und der Kommission über die 

Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung23 bildet. Der vorrangige 

Bezugsrahmen schließt Umschichtungen 

aus dem Programm Erasmus+ 

(197,7 Mio. EUR) und dem Programm für 

Beschäftigung und soziale Innovation 

(10 Mio. EUR) für die Haushaltsjahre 

2018, 2019 und 2020 ein und wird durch 

Beiträge aus mehreren Unionsprogrammen 

unter verschiedenen Rubriken ergänzt, 

beispielsweise dem Europäischen 

Sozialfonds, dem 

Katastrophenschutzverfahren der Union, 

dem LIFE-Programm und dem 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums. 

(18) Mit dieser Verordnung wird für den 

Zeitraum 2018 bis 2020 eine 

Finanzausstattung von 341,5 Mio. EUR zu 

jeweiligen Preisen festgesetzt, die für das 

Europäische Parlament und den Rat im 

Rahmen des jährlichen 

Haushaltsverfahrens den vorrangigen 

Bezugsrahmen im Sinne der Nummer 17 

der Interinstitutionellen Vereinbarung 

zwischen dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und der Kommission über die 

Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung23 bildet. Die 

Finanzausstattung sollte den Betrag von 

197,7 Mio. EUR umfassen, der 

ursprünglich für die Finanzierung der 

Aktivitäten des Europäischen 

Freiwilligendienstes innerhalb der Union 

im Rahmen des Programms Erasmus+ für 

die Haushaltsjahre 2018, 2019 und 2020 

vorgesehen war, da diese Aktivitäten in 

das Programm des Europäischen 

Solidaritätskorps übertragen werden 

sollen. Da negative Auswirkungen auf die 

Finanzierung der bestehenden 

Mehrjahresprogramme verhindert werden 

müssen, sollte der Restbetrag für die 

Finanzierung des Europäischen 

Solidaritätskorps ausschließlich aus nicht 

ausgeschöpften Spielräumen innerhalb 

der Obergrenzen des mehrjährigen 

Finanzrahmens stammen. 

_________________ _________________ 

23 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 

2. Dezember 2013 zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Europäischen Kommission über die 

Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im 

23 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 

2. Dezember 2013 zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Europäischen Kommission über die 

Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im 
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Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (ABl. C 373 vom 

20.12.2013, S. 1). 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (ABl. C 373 vom 

20.12.2013, S. 1). 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 38 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (38a) In seiner Entschließung vom 

2. Februar 2017 zur Durchführung der 

Verordnung zur Einrichtung von 

Erasmus+1a fordert das Europäische 

Parlament die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, Mittel aufzuwenden, 

um der neuen Initiative des Europäischen 

Solidaritätskorps Rechnung zu tragen, 

ohne dass andere laufende oder 

vorrangige Programme unterfinanziert 

werden. 

 ___________________ 

 1a Angenommene Texte, 

P8_TA(2017)0018. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 38 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (38b) In seiner Entschließung vom 

5. Juli 2017 zum Mandat für den Trilog 

über den Entwurf des Haushaltsplans 

20181a äußert das Europäische Parlament 

Bedenken, dass in dem am 30. Mai 2017 

angenommenen Legislativvorschlag 

ungeachtet all seiner Warnungen 

vorgesehen ist, dass drei Viertel des 

Haushalts des Europäischen 

Solidaritätskorps aus Umschichtungen 

aus bestehenden Programmen und 

insbesondere aus dem Programm 

Erasmus+ (197,7 Mio. EUR) finanziert 
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werden, und bekräftigt, dass alle neuen 

politischen Verpflichtungen mit neuen 

Mitteln anstatt aus Umschichtungen von 

bestehenden Programmen finanziert 

werden sollten. 

 _____________________ 

 1a Angenommene Texte, P8_TA-

PROV(2017)0302. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 38 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (38c) Für das Europäische 

Solidaritätskorps sollten eine getrennte 

Finanzierung und Mittelzuweisungen 

sichergestellt werden, ohne dass die Mittel 

für andere Maßnahmen zur Förderung 

der Jugend, der schulischen und 

beruflichen Ausbildung, der 

Beschäftigung oder der Solidarität 

gekürzt werden. Es sollte für eine 

optimale und transparente Nutzung der 

Finanzmittel gesorgt werden. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 39 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(39) Die Finanzausstattung des 

Europäischen Solidaritätskorps in der 

Rubrik 1a des mehrjährigen 

Finanzrahmens basiert auch auf Mitteln, 

die aus dem Programm Erasmus+ 

übertragen wurden. Diese Finanzierung 

sollte hauptsächlich aus Mitteln erfolgen, 

die für die Finanzierung von Tätigkeiten 

des Europäischen Freiwilligendienstes 

bestimmt sind, die in den Geltungsbereich 

der Freiwilligeneinsätze fallen würden, die 

(39) Die Finanzausstattung des 

Europäischen Solidaritätskorps in der 

Rubrik 1a des mehrjährigen 

Finanzrahmens basiert auf Mitteln, die aus 

dem Programm Erasmus+ übertragen 

wurden. Diese Finanzierung sollte 

ausschließlich aus Mitteln erfolgen, die für 

die Finanzierung von Tätigkeiten des 

Europäischen Freiwilligendienstes 

bestimmt sind, die in den Geltungsbereich 

der Freiwilligeneinsätze fallen würden, die 
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gemäß dieser Verordnung unterstützt 

werden. Ferner sollte ein Teil der 

Mittelausstattung der Bürgschaftsfazilität 

für Studiendarlehen umgeschichtet 

werden, der unter Erasmus+ mit hoher 

Wahrscheinlichkeit nicht absorbiert wird, 

damit eine angemessene Kofinanzierung 

der Betriebskosten der nationalen 

Agenturen bereitgestellt wird und besser 

an die Absorptionskapazität dieser Aktion 

angepasst wird. 

gemäß dieser Verordnung unterstützt 

werden. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 40 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(40) Die Finanzausstattung des 

Europäischen Solidaritätskorps in der 

Rubrik 1a des mehrjährigen 

Finanzrahmens sollte zusätzlich durch 

Finanzbeiträge aus anderen Programmen 

und Rubriken ergänzt werden, die eine 

Änderung der Verordnungen (EU) 

Nr. 1293/201327, (EU) Nr. 1303/201328, 

(EU) Nr. 1305/201329, (EU) 

Nr. 1306/201330 sowie des Beschlusses 

Nr. 1313/2013/EU31 des Europäischen 

Parlaments und des Rates erfordern. 

entfällt 

__________________  

27 Verordnung (EU) Nr. 1293/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Dezember 2013 zur Aufstellung 

des Programms für die Umwelt und 

Klimapolitik (LIFE) und zur Aufhebung 

der Verordnung (EG) Nr. 614/2007) ABl. 

L 347 vom 20.12.2013, S. 185). 

 

28Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen 

Bestimmungen über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung, den 

Europäischen Sozialfonds, den 

Kohäsionsfonds, den Europäischen 
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Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums und den 

Europäischen Meeres- und 

Fischereifonds sowie mit allgemeinen 

Bestimmungen über den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung, den 

Europäischen Sozialfonds, den 

Kohäsionsfonds und den Europäischen 

Meeres- und Fischereifonds und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 

20.12.2013, S. 320). 

29Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Dezember 2013 über die 

Förderung der ländlichen Entwicklung 

durch den Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums (ELER) und zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 1698/2005 (ABl. L 347 vom 

20.12.2013, S. 487). 

 

30Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Dezember 2013 über die 

Finanzierung, die Verwaltung und das 

Kontrollsystem der Gemeinsamen 

Agrarpolitik und zur Aufhebung der 

Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) 

Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) 

Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und 

(EG) Nr. 485/2008 des Rates (ABl. L 347 

vom 20.12.2013, S. 549). 

 

31Beschluss Nr. 1313/2013/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Dezember 2013 über ein 

Katastrophenschutzverfahren der Union 

(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 924). 

 

 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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(6) „Freiwilligentätigkeit“ einen auf 

höchstens zwölf Monate befristeten, als 

Vollzeittätigkeit32 absolvierten 

Freiwilligendienst; die Freiwilligentätigkeit 

gibt jungen Menschen die Möglichkeit, 

einen Beitrag zur täglichen Arbeit von 

Organisationen zu leisten, die in Bereichen 

mit Solidaritätsbezug aktiv sind, und 

kommt letztlich der Gemeinschaft zugute, 

in der die Tätigkeit ausgeführt wird; die 

Freiwilligentätigkeit umfasst eine 

ausgeprägte Lern- und 

Ausbildungsdimension, d. h. die freiwillig 

tätigen jungen Menschen erwerben 

Kompetenzen und Fertigkeiten, die für ihre 

persönliche, bildungsbezogene, soziale, 

staatsbürgerliche und berufliche 

Entwicklung von Nutzen sind, was 

zugleich zur Verbesserung ihrer 

Beschäftigungsfähigkeit beiträgt; 

(6) „Freiwilligentätigkeit“ einen auf 

höchstens zwölf Monate befristeten, als 

Vollzeittätigkeit32 absolvierten 

Freiwilligendienst; die Freiwilligentätigkeit 

gibt jungen Menschen die Möglichkeit, 

einen Beitrag zur täglichen Arbeit 

gemeinnütziger Organisationen zu leisten, 

die in Bereichen mit Solidaritätsbezug 

aktiv sind, und kommt letztlich der 

Gemeinschaft zugute, in der die Tätigkeit 

ausgeführt wird; die Freiwilligentätigkeit 

umfasst eine ausgeprägte Lern- und 

Ausbildungsdimension, d. h. die freiwillig 

tätigen jungen Menschen erwerben 

Kompetenzen und Fertigkeiten, die für ihre 

persönliche, bildungsbezogene, soziale, 

staatsbürgerliche und berufliche 

Entwicklung von Nutzen sind, was 

zugleich zur Verbesserung ihrer 

Beschäftigungsfähigkeit beiträgt; 

_________________ _________________ 

32 Im Allgemeinen wird die Tätigkeit 

fortlaufend an 5 Tagen pro Woche und 

7 Stunden pro Tag ausgeführt. 

32 Im Allgemeinen wird die Tätigkeit 

fortlaufend an 5 Tagen pro Woche und 

7 Stunden pro Tag ausgeführt. 

Begründung 

Jedwede Freiwilligentätigkeit außerhalb eine gemeinnützigen Organisation muss explizit 

ausgeschlossen werden. Alles andere würde den in einigen Mitgliedstaaten, etwa Belgien und 

Frankreich, geltenden nationalen Bestimmungen über die Freiwilligentätigkeit 

widersprechen. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) mit Unterstützung der 

teilnehmenden Organisationen sollen 

jungen Menschen leicht zugängliche 

Möglichkeiten geboten werden, sich in 

solidarische Tätigkeiten einzubringen und 

zugleich ihre Kompetenzen und 

Fertigkeiten für die persönliche, 

bildungsbezogene, soziale, 

(a) mit Unterstützung der 

teilnehmenden Organisationen sollen 

jungen Menschen leicht zugängliche 

Möglichkeiten geboten werden, sich in 

solidarische Tätigkeiten einzubringen und 

zugleich ihre Kenntnisse, Kompetenzen 

und Fertigkeiten für die persönliche, 

bildungsbezogene, soziale, 
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staatsbürgerliche und berufliche 

Entwicklung zu verbessern, ihre 

Beschäftigungsfähigkeit zu steigern und 

den Übergang in den Arbeitsmarkt zu 

erleichtern; dazu gehört auch die 

Förderung der Mobilität junger 

Freiwilliger, Praktikanten und 

Arbeitnehmer; 

staatsbürgerliche, kulturelle und berufliche 

Entwicklung zu verbessern, ihre 

Beschäftigungsfähigkeit zu steigern und 

den Übergang in den Arbeitsmarkt zu 

erleichtern; dazu gehört auch die 

Förderung der Mobilität junger 

Freiwilliger, Praktikanten und 

Arbeitnehmer; 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) die Einleitung von 

Informationskampagnen, mit denen die 

Aktivitäten des Europäischen 

Solidaritätskorps öffentlich bekannt 

gemacht werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Einleitung 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag 

setzt sich zusammen aus einer 

Finanzausstattung in Höhe von 

294 200 000 EUR33 zu jeweiligen Preisen, 

die ergänzt wird durch Beiträge aus: 

2. Der in Absatz 1 genannte Betrag 

setzt sich zusammen aus einer 

Finanzausstattung in Höhe von 

197 700 000 EUR33 zu jeweiligen Preisen, 

die dem Betrag entspricht, der 

ursprünglich für die Finanzierung der 

Aktivitäten des Europäischen 

Freiwilligendienstes innerhalb der Union 

im Rahmen des Programms Erasmus+ 

vorgesehen war. Der Restbetrag von 

143 800 000 EUR für die Finanzierung 

des Europäischen Solidaritätskorps ist 

ausschließlich aus nicht ausgeschöpften 

Spielräumen innerhalb der Obergrenzen 

des mehrjährigen Finanzrahmens 

bereitzustellen. 

_________________  
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33 Diese Finanzausstattung ist der Betrag, 

der den vorrangigen Bezugsrahmen im 

Sinne der Nummer 17 der 

Interinstitutionellen Vereinbarung 

zwischen dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und der Kommission über die 

Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit 

im Haushaltsbereich und die 

wirtschaftliche Haushaltsführung 

(2013/C 373/01) bildet. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) dem Europäischen Sozialfonds in 

Höhe von 35 000 000 EUR zu jeweiligen 

Preisen; 

entfällt 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Buchstabe b 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) dem Katastrophenschutzverfahren 

der Union in Höhe von 6 000 000 EUR zu 

jeweiligen Preisen; 

entfällt 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) dem LIFE-Programm in Höhe von 

4 500 000 EUR zu jeweiligen Preisen; 

entfällt 

 

Änderungsantrag 14 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Buchstabe d 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) dem Europäischen 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums in Höhe von 

1 800 000 EUR zu jeweiligen Preisen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Die jährlichen Mittel werden vom 

Europäischen Parlament und vom Rat 

innerhalb der Grenzen des mehrjährigen 

Finanzrahmens bewilligt. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Gegebenenfalls können nach 2020 

Mittel zur Abdeckung ähnlicher Ausgaben 

in den Haushalt eingestellt werden, um die 

Verwaltung der bis zum 31. Dezember 

2020 noch nicht abgeschlossenen Aktionen 

zu ermöglichen. 

5. Gegebenenfalls können nach 2020 

Mittel für Zahlungen zur Abdeckung 

ähnlicher Ausgaben in den Haushalt 

eingestellt werden, um die Verwaltung der 

bis zum 31. Dezember 2020 noch nicht 

abgeschlossenen Aktionen zu ermöglichen. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 2 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Stellt eine geeignete Einrichtung 

einen Antrag auf Aufnahme in das 

Europäische Solidaritätskorps als 

2. Stellt eine geeignete Einrichtung 

einen Antrag auf Aufnahme in das 

Europäische Solidaritätskorps als 



 

PE610.649v03-00 14/24 AD\1142056DE.docx 

DE 

teilnehmende Organisation, so wird dieser 

Antrag von der zuständigen 

Durchführungsstelle des Europäischen 

Solidaritätskorps daraufhin geprüft, ob die 

Tätigkeiten der Einrichtung den 

Anforderungen des Europäischen 

Solidaritätskorps entsprechen. 

teilnehmende Organisation, so wird dieser 

Antrag von der zuständigen 

Durchführungsstelle des Europäischen 

Solidaritätskorps daraufhin geprüft, ob die 

Tätigkeiten der Einrichtung den in der 

Charta des Europäischen Solidaritätskorps 

verankerten Grundsätzen und 

Anforderungen entsprechen. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 3 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Als Ergebnis der Bewertung kann 

der Einrichtung das Qualitätssiegel des 

Europäischen Solidaritätskorps zuerkannt 

werden. Die Zuerkennung des Siegels wird 

regelmäßig überprüft und kann widerrufen 

werden. 

3. Als Ergebnis der Bewertung kann 

der Einrichtung das Qualitätssiegel des 

Europäischen Solidaritätskorps zuerkannt 

werden. Die Zuerkennung des Siegels wird 

regelmäßig und mindestens alle zwei 

Jahre überprüft und kann widerrufen 

werden, wenn die Tätigkeiten der 

Einrichtung nicht mehr im Einklang mit 

den in der Charta des Europäischen 

Solidaritätskorps verankerten 

Grundsätzen und Anforderungen stehen. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 3 a (neu) 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Die Einrichtungen, denen das 

Qualitätssiegel des Europäischen 

Solidaritätskorps zuerkannt wurde, 

werden in die Datenbank der 

teilnehmenden Organisationen 

aufgenommen, die sich auf dem 

europäischen Jugendportal befindet und 

von allen jungen Menschen in der EU 

eingesehen werden kann. 
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Begründung 

Derzeit sind die für den europäischen Freiwilligendienst akkreditierten Organisationen in der 

europäischen Datenbank der Freiwilligenorganisationen auf dem europäischen Jugendportal 

aufgelistet. So können sich die jungen Menschen über diese Organisationen informieren. Das 

gleiche Angebot sollte für das Europäische Solidaritätskorps eingerichtet werden. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission führt in 

Zusammenarbeit mit den 

Teilnahmeländern regelmäßig ein 

Monitoring der Leistung des Europäischen 

Solidaritätskorps im Hinblick auf das 

Erreichen seiner Ziele durch. 

1. Die Kommission führt in 

Zusammenarbeit mit den 

Teilnahmeländern regelmäßig ein 

Monitoring der Leistung und der 

Ergebnisse des Europäischen 

Solidaritätskorps – auch im Hinblick 

darauf, ob seine Ziele, vor allem sein 

Beitrag zur Stärkung der Kohäsion und 

der Solidarität in Europa, erreicht werden 

– durch und berichtet darüber. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Zahl der Mitglieder, die im Rahmen 

einer Freiwilligentätigkeit an (inländischen 

und grenzüberschreitenden) Einsätzen 

teilnehmen; 

(a) Zahl und Profil der Mitglieder, die 

im Rahmen einer Freiwilligentätigkeit an 

(inländischen und grenzüberschreitenden) 

Einsätzen teilnehmen; 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Zahl der Mitglieder, die im Rahmen 

eines Praktikums an (inländischen und 

grenzüberschreitenden) Einsätzen 

(b) Zahl und Profil der Mitglieder, die 

im Rahmen eines Praktikums an 

(inländischen und grenzüberschreitenden) 
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teilnehmen; Einsätzen teilnehmen; 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Zahl der Mitglieder, die im Rahmen 

einer Arbeitsstelle an (inländischen und 

grenzüberschreitenden) Einsätzen 

teilnehmen; 

(c) Zahl und Profil der Mitglieder, die 

im Rahmen einer Arbeitsstelle an 

(inländischen und grenzüberschreitenden) 

Einsätzen teilnehmen; 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Zahl der Mitglieder, die an 

Solidaritätsprojekten teilnehmen; 

(d) Zahl und Profil der Mitglieder, die 

an Solidaritätsprojekten teilnehmen; 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe e a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ea) der Zufriedenheit der Mitglieder 

und der teilnehmenden Organisationen 

mit der Qualität der Einsätze, den 

Schulungen, der Sprachunterstützung, 

der verwaltungstechnischen 

Unterstützung, den Versicherungen und 

der Unterstützung nach dem Einsatz; 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe e b (neu) 

 



 

AD\1142056DE.docx 17/24 PE610.649v03-00 

 DE 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (eb) der Beschäftigungsquote bei den 

ehemaligen Mitgliedern. 

Begründung 

Es darf nicht vergessen werden, dass eines der Ziele des Europäischen Solidaritätskorps 

darin besteht, die Beschäftigungsfähigkeit der jungen Menschen zu verbessern und ihren 

Eintritt in den Arbeitsmarkt zu erleichtern. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Im Jahr 2020 veröffentlicht die 

Kommission einen Bericht über die 

Fortschritte bei der Erreichung der 

Zielvorgaben, darunter das Einzelziel, 

100 000 jungen Menschen Möglichkeiten 

im Rahmen des Europäischen 

Solidaritätskorps bis 2020 anzubieten (dies 

umfasst sämtliche Einsätze und Projekte 

gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben a 

und b). 

3. Im Jahr 2019 veröffentlicht die 

Kommission einen Bericht über die 

Ergebnisse und die qualitativen und 

quantitativen Aspekte der 

Programmumsetzung, die Fortschritte bei 

der Erreichung der Zielvorgaben, darunter 

das Einzelziel, 100 000 jungen Menschen 

Möglichkeiten im Rahmen des 

Europäischen Solidaritätskorps bis 2020 

anzubieten (dies umfasst sämtliche 

Einsätze und Projekte gemäß Artikel 7 

Absatz 1 Buchstaben a und b), und die 

Kosteneffizienz des Programms und 

übermittelt ihn dem Europäischen 

Parlament, dem Rat, dem Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und 

dem Ausschuss der Regionen.  

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Vier Jahre nach dem 

Geltungsbeginn dieser Verordnung führt 

die Kommission eine unabhängige 

Evaluierung dieser Verordnung durch 

4. Die Kommission führt eine 

unabhängige Ex-post-Evaluierung dieser 

Verordnung durch, um die Effizienz, die 

Wirksamkeit und die Auswirkungen des 
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und legt dem Europäischen Parlament, dem 

Rat, dem Ausschuss der Regionen und dem 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss einen Bericht über die 

wichtigsten Ergebnisse vor. 

Programms im Hinblick auf die 

Programmziele zu bewerten, und legt dem 

Europäischen Parlament, dem Rat, dem 

Ausschuss der Regionen und dem 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss bis zum 30. Juni 2021 

einen Bericht über die wichtigsten 

Ergebnisse zusammen mit Empfehlungen 

für die Zukunft des Programms vor. Im 

Rahmen dieser Evaluierung stellt die 

Kommission die regelmäßige Konsultation 

aller relevanten Akteure sicher, 

einschließlich der Mitglieder, der 

teilnehmenden Organisationen und der 

betroffenen örtlichen Bevölkerung. Die 

Ergebnisse der Evaluierung fließen in die 

künftige Programmgestaltung ein und 

sind bei Vorschlägen für die 

Mittelzuweisung zu berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 1 – Nummer 2 

Verordnung (EU) Nr.1288/2013 

Artikel 18 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) höchstens 1,5 % für die 

Bürgschaftsfazilität für Studiendarlehen; 

(c) 3,5 % für die Bürgschaftsfazilität 

für Studiendarlehen; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 27 entfällt 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 1293/2013 

 

In Artikel 4 der Verordnung (EU) 

Nr. 1293/2013 wird folgender Absatz 

angefügt: 
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„3. Höchstens 3 000 000 EUR zu 

jeweiligen Preisen aus dem Teilprogramm 

‚Umwelt‘, Schwerpunktbereich 

‚Verwaltungspraxis und Information im 

Umweltbereich‘, und höchstens 1 500 000 

zu jeweiligen Preisen aus dem 

Teilprogramm ‚Klimapolitik‘, 

Schwerpunktbereich ‚Verwaltungspraxis 

und Information im Klimabereich‘, sind 

zur Finanzierung von Projekten im Sinne 

des Artikels 17 Absatz 4 bestimmt, die 

gemäß der Verordnung (EU) 2017/XXX 

vom Europäischen Solidaritätskorps 

durchgeführt werden und die zu einem 

oder mehreren der in Artikel 9 und 

Artikel 13 genannten 

Schwerpunktbereiche beitragen. Diese 

Mittelzuweisung wird ausschließlich 

gemäß der Verordnung (EU) 2017/XXX 

umgesetzt, ungeachtet der spezifischen 

Anforderungen der Verordnung (EU) 

Nr. 1293/2013.“ “ 

 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 28 entfällt 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 1303/2013 

 

Die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 wird 

wie folgt geändert: 

 

1. Artikel 58 Absatz 1 wird wie folgt 

geändert: 

 

a) Unterabsatz 1 erhält folgende 

Fassung: 

 

„Aus den ESI-Fonds können auf 

Initiative der Kommission die für die 

Durchführung dieser Verordnung 

notwendigen Maßnahmen für 

Vorbereitung, Begleitung, administrative 

und technische Hilfe, Bewertung, 
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Prüfung und Kontrolle sowie 

Maßnahmen zur Unterstützung gemäß 

der Verordnung (EU) 2017/xxx im Sinne 

von Unterabsatz 3 finanziert werden, 

sofern diese Maßnahmen das Ziel 

verfolgen, den wirtschaftlichen, sozialen 

und territorialen Zusammenhalt zu 

stärken.“ 

b) In Unterabsatz 3 wird folgender 

Buchstabe m angefügt: 

 

„m) gemäß der Verordnung (EU) 

2017/XXX über das Europäische 

Solidaritätskorps finanzierte Maßnahmen, 

um die persönliche, bildungsbezogene, 

soziale, staatsbürgerliche und berufliche 

Entwicklung junger Menschen zu 

fördern, ihre Beschäftigungsfähigkeit zu 

verbessern und ihren Übergang in den 

Arbeitsmarkt zu erleichtern.“ 

 

2. In Artikel 91 Absatz 3 wird 

folgender Unterabsatz angefügt: 

 

„Im Einklang mit Artikel 9 Absatz 2 

Buchstabe a der Verordnung (EU) 

2017/XXX werden auf Initiative der 

Kommission 35 000 000 EUR aus den für 

technische Hilfe vorgesehenen Mitteln 

dem Europäischen Solidaritätskorps 

zugewiesen, um dessen Aktionen zu 

unterstützen. Die Mittelzuweisung wird 

ausschließlich gemäß der Verordnung 

(EU) 2017/XXX umgesetzt, ungeachtet 

der spezifischen Anforderungen 

fondsspezifischer Verordnungen.“ 

 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 29 entfällt 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 1305/2013 
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In Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung 

(EU) Nr. 1305/2013 wird nach 

Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz 

angefügt: 

 

„Ferner kann der ELER mit einem 

Betrag von 1 800 000 EUR zu jeweiligen 

Preisen Maßnahmen finanzieren, die das 

Europäische Solidaritätskorps gemäß der 

Verordnung (EU) 2017/XXX durchführt 

und die zu einer oder mehreren 

Prioritäten der Union für die Entwicklung 

des ländlichen Raums beitragen. Die 

Mittelzuweisung wird ausschließlich 

gemäß der Verordnung (EU) 2017/XXX 

umgesetzt, ungeachtet der spezifischen 

Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 

1305/2013.“ 

 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 30 entfällt 

Änderung der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 

 

In Artikel 6 der Verordnung (EU) 

Nr. 1306/2013 wird folgender Buchstabe j 

angefügt: 

 

„j) die Maßnahmen, die das 

Europäische Solidaritätskorps gemäß der 

Verordnung (EU) 2017/XXX durchführt 

und die zu einer oder mehreren der 

Prioritäten der Union im Bereich der 

Landwirtschaft und der ländlichen 

Entwicklung beitragen, insbesondere die 

in Artikel 51 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 

Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 

genannten Maßnahmen. Die 

Mittelzuweisung wird ausschließlich 

gemäß der Verordnung (EU) 2017/XXX 

umgesetzt, ungeachtet der spezifischen 

Anforderungen fondsspezifischer 
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Verordnungen.“ 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 31 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 31 entfällt 

Änderung des Beschlusses 

Nr. 1313/2013/EU 

 

In Artikel 19 Absatz 1 des Beschlusses 

Nr. 1313/2013/EU wird nach 

Unterabsatz 2 folgender Unterabsatz 

angefügt: 

 

„6 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen 

werden aus der Rubrik 3 ‚Sicherheit und 

Unionsbürgerschaft‘ bereitgestellt, um 

vom Europäischen Solidaritätskorps 

gemäß der Verordnung (EU) 2017/XXX 

durchgeführte Aktionen zu finanzieren, 

die zu einer oder mehreren der Prioritäten 

der Union im Bereich des 

Katastrophenschutzes beitragen. Die 

Mittelzuweisung wird ausschließlich 

gemäß der Verordnung (EU) 2017/XXX 

umgesetzt, ungeachtet der spezifischen 

Anforderungen des Beschlusses 

Nr. 1313/2013/EU.“ 
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